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1. Vorhabensträger 

 

Träger der Maßnahme ist die Gemeinde Tutzing, Kirchenstraße 9, 82327 Tutzing, vertreten durch 
den ersten Bürgermeister Herrn Ludwig Horn. 
 
 

2. Zweck des Vorhabens 
 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zur 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 37 „Erweiterung 
Gewerbegebiet Kampberg“, Teilbereich 2, im Bereich der Fl.-Nr. 2718, Gemarkung Tutzing, ist zur 
Vorbereitung der planungsrechtlichen Festsetzungen die Erstellung eines Entwässerungskonzep-
tes erforderlich. Dieses dient dem Nachweis einer geordneten Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
 

3. Grundlagen 
 

3.1 Bebauungsplan 
 

Als Grundlage der Planung dient der Vorentwurf des Bebauungsplanes vom 13.11.2025 zur 
frühzeitigen Beteiligung. 
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3.2 Vermessung  
 
Die Vermessung des Baugebietes wurde durch das Vermessungsbüro Bibl im August 2024 
durchgeführt. 
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3.3 Baugrunduntersuchung und Nachweis der Sickerfähigkeit 
 

Im April 2025 wurden durch die BLASY + MADER GmbH im Bebauungsplangebiet fünf Klein-
rammbohrungen (KRB) sowie fünf schwere Rammsondierungen (DPH) bis zu einer maximalen 
Tiefe von 6,2 m unter Geländeoberkante (GOK) durchgeführt. Die angetroffenen Bodenschichten 
wurden geologisch angesprochen und dokumentiert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Ergebnisse der Probeentnahmen zeigen, dass die Oberböden bzw. organogenen Böden bis zu 
den jeweiligen Endteufen überwiegend von bindigen Moränensedimenten der Bodengruppen UL, 
UM und TL unterlagert werden. Die Wasserdurchlässigkeit der überwiegend feinkorndominierten 
Moränensedimente ist als gering bis sehr gering einzustufen; es wurden kf-Werte von < 1 × 10⁻⁷ 

m/s ermittelt. 
 

In der gutachterlichen Schlussfolgerung wird festgestellt, dass eine Versickerung von Nieder-
schlagswasser auf dem Baugrundstück unter diesen geologischen Randbedingungen nicht um-
setzbar ist. 
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4. Entwässerungskonzept 
 

Bei der Erweiterung des Gewerbegebietes „Kampberg“, Teilbereich 2, im Bereich der Fl.-Nr. 2718 
handelt es sich um eine private Fläche, die ausschließlich der Erschließung der Gewerbeeinheiten 
eines einzelnen Nutzers dient. Eine öffentliche Erschließung liegt nicht vor. Dem Entwässerungs-
konzept liegt die DIN 1986-100 „Gebäude- und Grundstücksentwässerung“ zugrunde. 
 

Aufgrund dieser geologischen und hydrogeologischen Randbedingungen ist eine Versickerung von 
Niederschlagswasser auf dem Baugrundstück technisch nicht möglich. Zur Sicherstellung einer 
geordneten und schadlosen Niederschlagswasserbeseitigung sieht das Entwässerungskonzept 
vor, die auf den Gebäude- und Verkehrsflächen anfallenden Niederschlagswassermengen über ein 
Regenrückhaltebecken gedrosselt in den an das Grundstück angrenzenden namenlosen Bachlauf 
mit Weiterleitung in den Rötlbach einzuleiten. Dies erfolgt analog zur genehmigten Niederschlags-
entwässerung des westlich gelegenen Grundstücks Fl.-Nr. 2720/5 (Bescheid des Landratsamtes 
Starnberg vom 25.03.2021, Az. 502 NSW). 
 

Zur Vermeidung eines Überflutens der Gebäude sowie angrenzender Nachbargrundstücke kann 
für das gemäß DIN 1986-100 zu berücksichtigende 30-jährliche Regenereignis der erforderliche 
Rückhalt von ca. 100 m³ im Regenrückhaltebecken vorgesehen werden. 
 
Ergänzend wurde ein 100-jährliches Regenereignis betrachtet, für das ein Retentionsvolumen von 
165 m³ erforderlich ist. 
 

Die ausführliche Erläuterung des Entwässerungskonzeptes einschließlich der zugrunde liegenden 
Berechnungen ist den Unterlagen als Anlage 1 beigefügt. 
 
Außeneinzugsgebiete werden im Entwässerungskonzept nicht berücksichtigt. 
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5. Geplante Maßnahme 
 

5.1 Verkehrsflächen 
 

Die private Grundstückserschließungsstraße ist als durchgängige Straße mit einer Länge von ca. 
180 m ausgebildet und schließt am nördlichen sowie am südlichen Ende jeweils an die Blumen-
straße an. 
 

Vom nördlichen Anschluss an die Blumenstraße fällt die Straße mit einem Längsgefälle von 0,5 % 
über eine Strecke von 70,0 m bis zu einem Tiefpunkt ab. Von dort steigt die Straße über 31,2 m 
mit einem Gefälle von 0,5 % zu einem Hochpunkt an. Anschließend fällt die Straße erneut mit ei-
nem Gefälle von 0,5 % über 70,0 m bis zu einem zweiten Tiefpunkt ab. Vom zweiten Tiefpunkt aus 
steigt die Straße über 9,2 m mit einem Gefälle von 0,5 % bis zum südlichen Anschluss an die Blu-
menstraße an. 
 

Die Erschließungsstraße wird mit einer einseitigen Querneigung in Richtung der Blumenstraße 
ausgebildet. Die Ableitung des Niederschlagswassers erfolgt am unteren Fahrbahnrand über eine 
Wasserführung mittels Zweizeiler mit Homburger Kante (Stich 3 cm), durch die das anfallende 
Oberflächenwasser den Straßeneinläufen zugeführt wird. 
 

Die an den Zweizeiler angrenzenden Parkflächen werden mit einem gegenläufigen Quergefälle zur 
Fahrbahn hergestellt. Von den beiden Tiefpunkten der Erschließungsstraße ist jeweils ein oberflä-
chiger Notwasserweg in Richtung des Regenrückhaltebeckens vorgesehen. 
 
 

5.2 Niederschlagswasserbeseitigung  
 

Die Entwässerung der befestigten Flächen erfolgt durch Einleitung des anfallenden 
Niederschlagswassers in ein oberirdisches Gewässer. Die Ableitung erfolgt über Rohrleitungen in 
ein Regenrückhaltebecken mit anschließender gedrosselter Einleitung in das Gewässer. 
 

Die Fläche innerhalb der Böschungsoberkante des Regenrückhaltebeckens beträgt ca. 815 m² bei 
einer Höhenkote von 632,50 m. Die Böschungen sind mit einer Neigung von 1 : 2 ausgebildet. 
 

Die zu berücksichtigende reduzierte angeschlossene undurchlässige Fläche beträgt ca. 5.880 m². 
 
 

5.3 Bewertung und Behandlung von schutzbedürftigen Gewässern 
 

Die Bewirtschaftung und Behandlung von Regenwetterabflüssen bei der Einleitung in Oberflä-
chengewässer erfolgt gemäß den Vorgaben des Arbeitsblattes DWA-A 102. Dabei werden die ab-
flusswirksamen Flächen entsprechenden Belastungsklassen zugeordnet. 
 

Die vorliegenden Verkehrsflächen dienen ausschließlich der Nutzung durch die Gewerbeeinheit 
und sind nicht für den öffentlichen Verkehr bestimmt. Es handelt sich um Hof- und Verkehrsflächen 
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mit geringem Kfz-Aufkommen (DTV ≤ 300) sowie um gering frequentierte Park- und Stellplätze für 
Mitarbeiter, die der Flächengruppe V 1 zugeordnet werden. 
 

Unter diesen Rahmenbedingungen ist gemäß DWA-A 102 keine Regenwasserbehandlung erfor-
derlich. 
 
 

5.4 Einleitung in oberirdische Gewässer 
 

Das anfallende Niederschlagswasser wird in einen tief eingeschnittenen, namenlosen Bachlauf 
eingeleitet, der bis zum Rötlbach durch unbebautes Feuchtgebiet verläuft. Der Graben führt nicht 
durchgehend Wasser. Für die Berechnung des Drosselabflusses wurde der Graben mit den 
Maßen 0,30 m Tiefe und 1,00 m Breite angesetzt, entsprechend der wasserrechtlich genehmigten 
Regelung des westlich gelegenen Grundstücks Fl.-Nr. 2720/5. 
 

Die Ermittlung des Drosselabflusses unter Berücksichtigung der hydraulischen Gewässerbelastung 
nach DWA-M 153 ergibt einen maßgebenden Drosselabfluss von 71 l/s. 
 

 
 

Zur Vermeidung einer hydraulischen Überlastung des namenlosen Bachlaufes infolge der vorhan-
denen Einleitungsstellen wird für die Berechnung des erforderlichen Rückhaltevolumens ein Dros-
selabfluss von 35 l/s angesetzt. Die Verringerung des Drosselabflusses um ca. 50 % wurde bereits 
bei der wasserrechtlich genehmigten Regelung des westlich gelegenen Grundstücks Fl.-Nr. 2720/5 
angewendet. 
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Die Rohrleitung zwischen Einleitungsstelle und Auslauf des Regenrückhaltebeckens erstreckt sich 
über eine Länge von ca. 90 m. Die Rohrsohle an der Einleitungsstelle liegt auf einer Höhenkote 
von 629,90 m. Bei einem Rohrgefälle von 1,0 % ergibt sich eine Auslaufhöhe aus dem Regenrück-
haltebecken von 631,80 m. 
 

Zur Sicherstellung der erforderlichen hydraulischen Leistungsfähigkeit wird die Rohrleitung zur Ein-
leitungsstelle mit einem Nennweiten-Durchmesser von DN 250 dimensioniert. 
 
 

5.5 Speichervolumen 
 

Die Berechnungen des Regenrückhalteraums erfolgen nach DWA-A 117. 
 

Für das Regenereignis werden die Regenreihen des KOSTRA-DWD 2020 des Deutschen Wetter-
dienstes (Station Kampberg, Zeile 209, Spalte 162) herangezogen. Maßgebend für die Berech-
nungen nach DIN 1986-100 ist eine Regenhäufigkeit von T = 2 Jahren bei einer Dauerstufe D = 15 
Minuten. 
 

Das erforderliche Speichervolumen beträgt 69 m³. 
 
 

5.6 Überflutung und Notwasserweg 
 

Für Grundstücke mit einer Größe von mehr als 800 m² ist gemäß DIN 1986-100 ein Überflutungs-
nachweis für ein Regenereignis mit einer Wiederkehrzeit von T = 30 Jahren und einer Dauer von  
D = 15 Minuten zu führen. 
 

Maßgebend ist hierbei die Differenz des erforderlichen Rückhaltevolumens zwischen dem 30-
jährigen Regenereignis und dem 2-jährigen Bemessungsregen der auf der befestigten Grund-
stücksfläche anfallenden Niederschlagswassermenge. Der Nachweis dient der schadlosen Ablei-
tung auf dem Grundstück. Das hierfür erforderliche Rückhaltevolumen beträgt 100 m³. 
 

Zusätzlich wurde der Notwasserabfluss für ein 100-jährliches Regenereignis geprüft. Hierfür ergibt 
sich ein erforderliches Rückhaltevolumen von 165 m³. 
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5.7 Regenrückhalteraum 
 

Auf Grundlage der im Lageplan dargestellten Geometrie des Regenrückhaltebeckens und des 
nachfolgenden Systemschnitts lassen sich unter Ansatz der angegebenen Höhenkoten die 
Rückhaltevolumina für die maßgebenden Regenereignisse ableiten. 
 

 
 
 

5.8 Überschwemmungsgefahren von anderen Grundstücken 
 

Die im Bayernatlas verfügbare Hinweiskarte zu Oberflächenabfluss und Sturzfluten lässt nach 
derzeitigem Kenntnisstand erkennen, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht durch 
Oberflächenabfluss oder Sturzfluten aus angrenzenden Grundstücken betroffen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

Bereich der Fl.-Nr. 2718 
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6. Anmerkungen 
 

Zur Minimierung des Überflutungsrisikos wird empfohlen, die Höhenbezugspunkte der Baukörper 
gegenüber der angrenzenden privaten Verkehrsfläche bzw. Erschließungsstraße erhöht festzuset-
zen. Für die Baugrenze des nördlichen Baukörpers ist ein Höhenbezugspunkt von mindestens 
633,30 m, für die Baugrenze des südlichen Baukörpers von mindestens 632,80 m vorzusehen. 
 

Das Entwässerungskonzept dient ausschließlich der grundsätzlichen Darstellung der Nieder-
schlagswasserentwässerung. Die in den Plänen dargestellten Bauteile und Baustoffe sind bei-
spielhaft und können im Rahmen der Umsetzung durch gleichwertige Ausführungen ersetzt wer-
den. 
 

Es besteht die Möglichkeit, das Regenrückhaltebecken als naturnah gestalteten Garten- bzw. 
Landschaftsteich mit funktionaler Uferzone auszubilden, um neben der technischen 
Hochwasserschutzfunktion auch gestalterische und ökologische Aspekte zu berücksichtigen. 
 

Aufgrund der Größe der zu entwässernden Flächen sind die Voraussetzungen des Gemeinge-
brauchs gemäß § 25 WHG in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 BayWG für die Niederschlagswas-
sereinleitung des genannten Einzugsgebiets nicht erfüllt. 
Die geplante Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers in den Rötlbach über den namen-
losen Bachlauf stellt einen Benutzungstatbestand im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und be-
darf daher gemäß § 8 WHG im Zuge der Objektplanung einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 
 
 
 
 
 
 
Der Entwurfsverfasser. 
Tutzing, den 27.01.2026 
 
 
 
 
  
 

Ott Sobotta Schmidbauer PartGmbB  
Dipl. Ing. (FH) Wolfgang Ott 


































